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1. Der Gerichtshof kann zwar im Verfah­

ren nach Artikel 177 des Vertrages
nicht über die Vereinbarkeit von Be­

stimmungen eines nationalen Geset­
zes mit dem Vertrag befinden, doch
ist er befugt, dem vorlegenden Gericht
alle Kriterien für die Auslegung des
Gemeinschaftsrechts an die Hand zu

geben, die dieses in die Lage verset­
zen, die Frage der Vereinbarkeit selbst
zu entscheiden.

2. Artikel 95 Absatz 1 des Vertrages er­
zeugt unmittelbare Wirkungen und
begründet individuelle Rechte des ein­
zelnen, die von den staatlichen Gerich­
ten zu beachten sind.

3. Zu vergleichen sind die Abgaben für
Erzeugnisse, die auf der gleichen Pro­
duktions- oder Vertriebsstufe in den

Augen des Verbrauchers gleiche Eigen­
schaften haben und denselben Bedürf­
nissen dienen. Ein wesentlicher Ge­

sichtspunkt für die Beurteilung kann
in diesem Zusammenhang sein, ob
das inländische und das eingerührte
Erzeugnis derselben Position des Ge­
meinsamen Zolltarifs zugeordnet sind
oder nicht.

4. Artikel 95 Absatz 1 untersagt es, das
eingeführte Erzeugnis nach anderen
Berechnungsmethoden und Bestim­
mungen zu belasten als das gleichar­
tige inländische Erzeugnis — zum Bei­
spiel durch einen einheitlichen Betrag
in einem Falle und durch progressive
Belastung im anderen —, mit dem
Ergebnis einer höheren Belastung des
eingeführten Erzeugnisses, selbst
wenn sich dieser Unterschied nur in

einer geringen Anzahl von Fällen er­
gibt; die gegebenenfalls unterschied­
liche Auswirkung dieser Abgaben auf
die Preise der beiden Erzeugnisse ist
nicht zu berücksichtigen.

5. Artikel 95 Absatz 1 untersagt es nicht,
auf ein eingeführtes Erzeugnis und

ein gleichartiges inländisches Erzeug­
nis eine gleiche Abgabe zu erheben,
auch wenn ein Teil der von dem in­

ländischen Erzeugnis zu tragenden
Belastung den Finanzmitteln eines
Staatsmonopols zufließt, während die
Abgabe auf das eingeführte Erzeugnis
zugunsten des allgemeinen Staatshaus­
halts erhoben wird.

6. Nach Ablauf der Übergangszeit ist die
Verpflichtung aus Artikel 37 Absatz 1
an keine Bedingung mehr geknüpft,
bedarf zu ihrer Durchführung oder
Wirksamkeit auch keiner weiteren
Maßnahmen der Gemeinschaft oder

der Mitgliedstaaten und ist infolgedes­
sen ihrem Wesen nach geeignet,
Rechte von Einzelpersonen zu begrün­
den, welche die staatlichen Gerichte
zu beachten haben.

7. Die Anwendung des Artikels 37 Ab­
satz 1 ist nicht auf die Ein- oder Aus­

fuhren beschränkt, die unmittelbar
Gegenstand des Monopols sind, son­
dern erfaßt alle Maßnahmen, die mit
dessen Existenz im Zusammenhang
stehen und sich bei bestimmten Wa­

ren, mögen diese dem Monopol unter­
liegen oder nicht, auf den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten auswirken, also
auch Abgaben, durch die eingeführte
Erzeugnisse gegenüber den dem Mo­
nopol unterliegenden inländischen
Erzeugnissen diskriminiert werden.
Diese Bestimmung untersagt es indes­
sen nicht, auf das eingeführte und auf
das gleichartige inländische Erzeugnis
eine öffentliche Abgabe in gleicher
Höhe zu erheben, selbst wenn ein
Teil der vom inländischen Erzeugnis
zu tragenden Abgabe den Finanzmit­
teln eines Staatsmonopols zufließt,
während die Abgabe auf das einge­
führte Erzeugnis zugunsten des
allgemeinen Staatshaushalts erhoben
wird.

In der Rechtssache 45/75

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Finanz­
gericht Rheinland-Pfalz in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit
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Rewe-Zentrale des Lebensmittel-Grosshandels eGmbH, Köln,

gegen

Hauptzollamt Landau/Pfalz

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel
37 Absatz 1 und 95 Absatz 1 EWG-Vertrag

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten H. Kut­
scher und A. O'Keeffe, der Richter A. M. Donner, J. Mertens de Wilmars,
M. Sørensen und A. J. Mackenzie Stuart,

Generalanwalt: G. Reischl

Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Das Vorlageersuchen und die gemäß Arti­
kel 20 der Satzung des Gerichtshofes der
EWG eingereichten schriftlichen Erklä­
rungen lassen sich wie folgt zusammen­
fassen:

I — Sachverhalt und Verfahren

1. Die Klägerin des Ausgangsverfahrens
ließ im Januar 1971 in der Bundesrepu­
blik Deutschland 16 000 1 aus Italien ein­

geführten Wermut zum freien Verkehr
abfertigen. Neben anderen Abgaben wa-

ren für diese Einfuhr 9 824 DM Monopol­
ausgleich zu entrichten.

2. Die Pflicht zur Zahlung des Mono­
polausgleichs ergibt sich aus § 151 des
deutschen Gesetzes über das Branntwein­

monopol vom 8. April 1922 (BrMonG).
Danach ist der im Inland hergestellte
Branntwein grundsätzlich an die Mono­
polverwaltung zum Branntweinübernah­
mepreis abzuliefern, der nach dem von
der Verwaltung festgesetzten Branntwein­
grundpreis berechnet wird. Dieser Alko­
hol wird von der Bundesmonopolverwal-
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tung zu einem ebenfalls festgesetzten
Preis verkauft, der den reinen Warenwert,
die Verwaltungs- und Betriebskosten so­
wie die Branntweinsteuer umfaßt.

Bestimmter im Inland, insbesondere aus
Obst, hergestellter Branntwein (§ 76
BrMonG), einschließlich des im Inland
zur Herstellung von Wermut verwende­
ten, ist von der Ablieferungspflicht ausge­
nommen. Für Branntwein, welcher der
Ablieferungspflicht nicht unterliegt, ist
der sogenannte Branntweinaufschlag zu
zahlen (§ 78 BrMonG). Dieser Aufschlag
entspricht dem Unterschied zwischen
dem Branntweinverkaufspreis und dem
Branntweingrundpreis, vermindert um
den Durchschnittsbetrag der Kosten, die
die Bundesmonopolverwaltung durch die
Nichtübernahme des Branntweins er­

spart. Der so berechnete Branntweinauf­
schlag wir nur dann geschuldet, wenn
jährlich mehr als 60 hl Weingeist herge­
stellt werden. Bei größerer Erzeugung
steigt der Branntweinaufschlag, und ab
einer Jahreserzeugung von rund 330 hl
entspricht die Belastung dem nachste­
hend zu behandelnden Monopolaus­
gleich. Der Branntweinaufschlag ist stets
höher als die Branntweinsteuer; die Diffe­
renz zwischen den beiden Beträgen wird
Aufschlagspitze genannt.

Eingeführter Branntwein unterliegt einer
Ausgleichsabgabe, dem sogenannten
Monopolausgleich, der ebenso berechnet
wird wie der Branntweinaufschlag, doch
werden die pauschalen Verwaltungsko­
sten nicht abgezogen. Der Teil des Mono­
polausgleichs, der die Branntweinsteuer
übersteigt, wird als Monopolausgleich­
spitze bezeichnet. Diese Spitze entspricht
angeblich den Verkaufskosten, die der
Monopolverwaltung bei den vom Mono­
pol verkauften einheimischen Erzeugnis­
sen entstehen und diese Erzeugnisse bela­
sten; sie gilt als Ausgleich für diese Ko­
sten.

3. Die Klägerin des Ausgangsverfahrens
rügt die Festsetzung dieses Teils des Mo­
nopolausgleichs, weil es sich dabei um
eine Monopolabgabe handele, welche ein-

geführte Erzeugnisse diskriminiere. Sie
hat Sprungklage vor dem Finanzgericht
Rheinland-Pfalz erhoben. Dieses hält die

Artikel 37 und 95 EWG-Vertrag, auf
welche die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens ihre Klage stützt, für auslegungsbe­
dürftig und hat dem Gerichtshof fol­
gende Fragen vorgelegt:
1. Ist Artikel 37 Absatz 1 des EWG-Ver­

trags — ebenso wie Artikel 95 Absatz
1 — dahin auszulegen, daß die einzel­
nen Angehörigen der Mitgliedstaaten
aus ihm seit dem Ende der Übergangs­
zeit unmittelbar individuelle Rechte

herleiten können, die von den staatli­
chen Gerichten zu beachten sind?

2. Widerspricht die Erhebung des als
Monopolausgleichspitze bezeichneten
Teils des Monopolausgleichs bei der
Einfuhr von italienischem Wermut­
wein deshalb den Grundsätzen des Ar­

tikels 95 Absatz 1 des EWG-Vertrags
— und, falls Frage 1 bejaht wird, auch
denen des Artikels 37 Absatz 1 —,
weil sie nicht die Belastung der ver­
gleichbaren inländischen Erzeugnisse
mit einer Steuer, sondern mit den eige­
nen Kosten der staatlichen Monopol­
verwaltung ausgleichen soll?

3. Falls Frage 2 verneint wird:
Sind bei Anwendung der Artikel 37
Absatz 1 und 95 Absatz 1 des EWG-

Vertrags nur die Monopolausgleich­
spitze einerseits und die Monopolko­
sten andererseits miteinander zu ver­

gleichen, oder kommt es darauf an, ob
das eingeführte Erzeugnis durch die
Erhebung der Monopolausgleichspitze
in seinem Gesamtpreis nicht schlech­
ter gestellt wird als die vergleichbaren
inländischen Erzeugnisse?

4. Falls die erste Alternative der Frage 3
bejaht wird:
Wird eingeführter italienischer Wer­
mutwein dadurch im Sinne der Arti­
kel 37 Absatz 1 und 95 Absatz 1 des

EWG-Vertrags diskriminiert, daß das
Branntweinmonopolgesetz für den
Weingeist eingeführter Erzeugnisse zu
Trinkzwecken eine Monopolausgleich­
spitze in einheitlicher Höhe, für ver­
gleichbare inländische Erzeugnisse
aber nach gestuften Erzeugungsmen-
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gen gestaffelte Belastungen mit den
Kosten der staatlichen Monopolverwal­
tung vorsieht?

Der Vorlagebeschluß vom 10. April 1975
ist am 12. Mai 1975 in das Register der
Kanzlei des Gerichtshofes eingetragen
worden.

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens, die
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften und die Regierung der Bundesre­
publik Deutschland haben gemäß Artikel
20 des Protokolls über die Satzung des
Gerichtshofes der EWG schriftliche Er­

klärungen eingereicht.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­

richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, ohne vorherige
Beweisaufnahme in die mündliche Ver­

handlung einzutreten.

II — Erklärungen nach Artikel
20 des Protokolls über die

Satzung des Gerichtshofes
der EWG

A — Erklärungen der Kommission

Die Kommission schlägt vor, die erste
Frage zu bejahen. Artikel 37 Absatz 1
räume den Mitgliedstaaten eine gewisse
Ermessensbefugnis nur für die Dauer der
Übergangszeit ein. Seit deren Ablauf er­
halte die Vorschrift eine klare und ein­

deutige Verpflichtung, die unbedingt und
von der Einschaltung der Mitgliedstaaten
oder der Gemeinschaftsorgane unabhän­
gig sei. Bereits in der Rechtssache 6/64
(EuGH 15. Juli 1964 — Costa/ENEL —
Slg. 1964, 1275 f.) habe der Gerichtshof
die unmittelbare Anwendbarkeit von Arti­

kel 37 Absatz 2 bejaht, dem derselbe Dis­
kriminierungsbegriff zugrunde liege wie
Absatz 1.

Zur zweiten Frage bemerkt die Kommis­
sion zunächst, daß es Sache des Gerichts­
hofes sei, aus einer Frage dasjenige her­
auszuschälen, was die Auslegung des
Gemeinschaftsrechts betreffe; anschlie-

ßend führt sie aus, die Frage gelte dem
Teil des Monopolausgleichs, der dazu
diene, die der Monopolverwaltung durch
die Übernahme und den Verkauf entste­
henden Kosten zu decken oder aus Grün­

den des Wettbewerbs auszugleichen. Es
sei zu fragen, ob Belastungen dieser Art,
die auf die Existenz des Monopols zurück­
zuführen seien und dessen Finanzierung
sichern sollten, aus Mitgliedstaaten einge­
führte Erzeugnisse treffen dürften, die
von der Monopolverwaltung nicht über­
nommen würden? Nach Auffassung der
Kommission fallen nicht nur rein fiskali­

sche Aufgaben unter Artikel 95, sondern
auch solche, die zur Finanzierung einer
staatlichen Verwaltungseinrichtung, wie
einer Monopolverwaltung, beitragen und
ihrer Kostendeckung dienen. Diese weite
Auslegung ergebe sich unter anderem
aus dem Urteil des Gerichtshofes in den
verbundenen Rechtssachen 2 und 3/62

(EuGH 14. Dezember 1962 — Kommis­
sion/Großherzogtum Luxemburg und
Königreich Belgien — Slg. 1962, 883).
Die Kommission schließt daraus, soweit
inländische und eingeführte Waren in
gleicher Weise und in gleicher Höhe zur
Finanzierung des Monopols herangezo­
gen würden, erscheine es unter dem Ge­
sichtspunkt des Artikels 95 Absatz 1 un­
bedenklich, daß die Monopolbelastung
keinen fiskalischen Charakter habe. Für

die Anwendung der Artikel 95 Absatz 1
und 37 Absatz 1 sei jedoch festzustellen,
daß die Erhebung einer Abgabe nicht al­
lein deswegen zu beanstanden sei, weil
sie der Finanzierung einer Verwaltungs­
einrichtung diene. Vielmehr müsse eine
Diskriminierung vorliegen.

Zu Artikel 37 vertritt die Kommission

die Ansicht, das Diskriminierungsverbot
des Artikels 37 führe — seit Ende der

Übergangszeit — zu demselben Effekt
wie dasjenige des Artikels 95. Dem inner­
staatlichen Gericht obliege es zu prüfen,
ob der Anwendungsbereich der Artikel
95 Absatz 1 oder 37 Absatz 1 gegeben sei
oder ob nicht unter Berücksichtigung des
Bestimmungszwecks der Abgabe zu
schließen sei, daß diese in Wahrheit eine
Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein
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Einfuhrzoll darstelle (EuGH 19. Juni
1973 — Capolongo, 77/72 — Slg. 1973,
611, und EuGH 18. Juni 1975 — IGAV,
94/74 — Slg. 1975, 699).

Zur unmittelbaren Geltung von Artikel
37 führt die Kommission weiter aus, die
neuere Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes zu den Konsequenzen des Ablaufs
der Übergangszeit (EuGH 21. Juni 1974
— Reyners, 2/74 — Slg. 1974, 631; 3.
Dezember 1974 — Van Binsbergen,
33/74 — Slg. 1974, 1299; 12. Dezember
1974 — Walrave und Koch, 36/74 —
Slg. 1974, 1405; 10. Dezember 1974 —
Charmasson, 48/74 — Slg. 1974, 1383)
lasse erkennen, daß die Ausnahme,
welche die Kommission bis zum Erlaß

einer gemeinsamen Marktordnung im
Hinblick auf das deutsche Handelsmono­

pol für Alkohol glaubte zugestehen zu
können (Empfehlung vom 22. Dezember
1969 an die Bundesrepublik Deutschland
betreffend die Umformung des staatli­
chen Handelsmonopols für Alkohol,
ABl. L 31 vom 9. 2. 1970, S. 20) seit dem
Ende der Übergangszeit hinfällig gewor­
den sei, ungeachtet der Tatsache, daß
eine gemeinsame Marktordnung noch
nicht verabschiedet sei. So könne die wei­

tere Erhebung der Monopolausgleich­
spitze in Anwendung der Grundsätze, die
der Gerichtshof in den bereits zitierten

Rechtssachen 77/72, Capolongo, und
94/74, IGAV, aufgestellt habe, gegen das
Verbot der Erhebung von Abgaben mit
gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle versto­
ßen, sofern ihre Erhebung „dazu be­
stimmt ist, Tätigkeiten zu fördern, die al­
lein den erfaßten einheimischen Erzeug­
nissen zugute kommen".

Die dritte Frage erklärt sich nach Auffas­
sung der Kommission daraus, daß der
Beklagte des Ausgangsverfahrens vor
dem innerstaatlichen Richter argumen­
tiert habe, bei Berücksichtigung der „Ge­
samtpreissituation" diskriminiere die Er­
hebung des Monopolausgleichs nicht den
ausländischen, sondern wegen der niedri­
geren Preise im Ausland den inlän­
dischen Branntwein. Die Kommission

meint, nach dem Vertrag gehe es ledig-

lich darum, die Belastung mit Abgaben
zu vergleichen, die jeweils die inlän­
dischen Waren und die gleichartigen
Waren aus anderen Mitgliedstaaten zu tra­
gen hätten. Eine Berücksichtigung der
„Gesamtpreissituation" oder einzelner
Komponenten, die für den Gestehungs­
preis einer eingeführten Ware maßgeb­
lich sind, sei nach dem Vertrag weder vor­
gesehen noch zulässig.

Zur vierten Frage merkt die Kommis­
sion an, eine Differenzierung der Bela­
stung je nach Erzeugungsmengen
schließe Diskriminierungen nicht mit
Sicherheit aus, selbst wenn diese Diskri­
minierungen nur von untergeordneter
Bedeutung seien, da 95 % der einheimi­
schen Branntweinerzeugung über der be­
günstigten Mindestgrenze lägen.

B — Erklärungen der Bundesregierung

Nach Auffassung der Bundesregierung ist
die erste Frage zu bejahen. Ebenso wie
die Artikel 9, 12 und 37 Absatz 2 ent­
halte Artikel 37 Absatz 1 ein Diskriminie­

rungsverbot, das einen vollständigen und
rechtlich vollkommenen Gemeinschafts­

rechtssatz darstelle, der seinem Wesen
nach geeignet sei, unmittelbare Wirkun­
gen zwischen dem einzelnen und den
Mitgliedstaaten und ihren Angehörigen
hervorzurufen. Der Verpflichtung, bis
zum Ende der Übergangszeit die Mono­
pole schrittweise umzuformen, komme
ebenfalls unmittelbare Wirksamkeit zu.

Die Bundesregierung weist jedoch auf
Artikel 37 Absatz 4 hin, wonach Absatz 1
bei Handelsmonopolen, die mit einer
Regelung zur Erleichterung des Absatzes
oder der Verwertung landwirtschaftlicher
Erzeugnisse verbunden sind, nur Anwen­
dung finden solle, wenn gleichwertige
Sicherheiten für die Beschäftigung und
Lebenshaltung der Erzeuger gewährleistet
seien. Insoweit sei die Umformungsver­
pflichtung nach Artikel 37 Absatz 1
durch den Erlaß von geeigneten Maßnah­
men seitens der Gemeinschaft bedingt
mit der Folge, daß der Vorschrift eine
unmittelbare Geltung fehle.
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Zur zweiten Frage vertritt die Bundesre­
gierung die Auffassung, die hier maßgeb­
liche Vorschrift sei Artikel 37 und nicht

Artikel 95. Die letztere Bestimmung
könne nicht auf eine Einfuhrabgabe wie
die Monopolausgleichspitze angewendet
werden, die als Ausgleich dafür erhoben
werde, daß inländische Waren mit einer
Monopolabgabe belastet seien: Die in­
ländische Abgabe sei ein wesentlicher
Faktor des Monopols. Die Erhebung
einer Abgabe zum Ausgleich der Mono­
polkosten sei ein essentieller Bestandteil
des deutschen Branntweinmonopols,
denn nach den Grundsätzen des deut­
schen Rechts müßten für die Finanzie­

rung der Verwaltungskosten eines Han­
dels- und Finanzmonopols dessen Benut­
zer aufkommen. Der Wegfall der Mono­
polausgleichspitze würde bedeuten, daß
auf den Monopolkostenausgleich gleicher­
maßen verzichtet werden müßte, damit
die inländischen Erzeugnisse nicht
schlechter gestellt würden als die impor­
tierten Trinkbranntweine. Eine Überwäl­

zung auf das Budget des Bundeshaushalts
würde die Allgemeinheit belasten und
komme daher ebenfalls nicht in Be­

tracht. Da die Erhebung der Monopolaus­
gleichspitze ein essentieller Bestandteil
des deutschen Branntweinmonopols sei,
sei sie ausschließlich unter den Vorausset­

zungen von Artikel 37 des Vertrages zu
verurteilen.

In diesem der zweiten Frage gegebenen
Rahmen kommt es nach Auffassung der
Bundesregierung bei der Untersuchung,
ob die Erhebung der Monopolausgleich­
spitze mit dem Diskriminierungsverbot
des Artikels 7 vereinbar ist, darauf an, ob
die Monopolkosten ausgleichsfähig sind.

Die Bundesregierung ist der Auffassung,
daß es nach den allgemeinen Regeln bei
den Vertragsbestimmungen über den
freien Warenverkehr zulässig ist, andere
Abgaben als Steuern auszugleichen. Der
Gerichtshof habe bereits für Recht er­

kannt, daß finanzielle Belastungen nicht
unter das Verbot der Zölle und Abgaben
gleicher Wirkung fielen, wenn sie Teil
einer allgemeinen inländischen Gebüh-

renregelung seien, die systematisch sämt­
liche inländischen und eingeführten Wa­
ren nach gleichen Kriterien erfasse
(EuGH 14. Dezember 1972 — SpA
Marimex/Italienische Finanzverwaltung,
29/72 — Slg. 1972, 1309). Derartige Bela­
stungen seien also ausgleichsfähig.

Die Untersuchung der Frage, ob eine Dis­
kriminierung zwischen einheimischen
und eingeführten Erzeugnissen im Hin­
blick auf Artikel 37 vorliege, müsse die
besonderen Gegebenheiten des Mono­
pols berücksichtigen. Hierzu sei festzu­
stellen, daß die auf dem inländischen Er­
zeugnis ruhende Abgabe in gleicher
Weise wie die Monopolausgleichspitze
öffentlich-rechtlich ausgestaltet sei: Die
Ermittlung ihrer Höhe erfolge grundsätz­
lich nach gleichen Maßstäben, beide Ab­
gaben würden in derselben Weise beige­
trieben und genössen den strafrechtli­
chen Schutz steuerrechtlicher Forderun­

gen. Eine absolute, formale Identität bei­
der Belastungen könne nicht verlangt
werden, denn das Monopol stelle eine
Marktordnung dar, die ohne eine unter­
schiedliche Regelung für inländische und
eingeführte Erzeugnisse nicht aus­
komme.

Da Artikel 37 nicht die Beseitigung, son­
dern die Umformung der staatlichen
Handelsmonopole vorsehe, müsse auch
die Fortgeltung der Regeln anerkannt
werden, welche für den Bestand eines
Monopols wesentlich seien. Ein Wegfall
der Monopolausgleichspitze käme einer
Deformierung dieser Einrichtung gleich,
nämlich einem Zwang zur Erhaltung des
Monopols durch den Staat zu Lasten der
Allgemeinheit statt der Benutzer.

Die Bundesregierung schlägt daher vor,
die zweite Frage wie folgt zu beantwor­
ten:

.Artikel 95 Absatz 1 ist nicht dahin aus­
zulegen, daß die Erhebung von Aus­
gleichsabgaben im Rahmen eines Han­
delsmonopols unter diese Vorschrift fällt.
Artikel 37 Absatz 1 ist nicht dahin auszu­

legen, daß die Erhebung des als Mono-
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polausgleichspitze bezeichneten Teils des
Monopolausgleichs bei der Einfuhr von
italienischem Wermutwein deswegen die­
ser Vorschrift widerspricht, weil sie nicht
die Belastung der vergleichbaren inlän­
dischen Erzeugnisse mit einer Steuer, son­
dern mit den eigenen Kosten der staatli­
chen Monopolverwaltung ausgleichen
soll."

Zur dritten Frage vertritt die Bundesre­
gierung die Auffassung, für die Anwen­
dung von Artikel 37 Absatz 1 müsse (da
Artikel 95 auch hier nicht anwendbar sei)
der Vergleich sich ausschließlich auf die
Monopolausgleichspitze und die Mono­
polkosten beziehen.

Zur vierten Frage führt die Bundesregie­
rung aus, die differenzierte Belastung
gelte nicht für sämtliche unter das Mono­
pol fallenden Erzeugnisse, sondern viel­
mehr lediglich für Obstbranntweine (wie
Wermut) und Kornbranntweine. Die ge­
staffelte inländische Abgabenerhebung
bei Obstbranntwein werde im Falle von

Einfuhren durch den einheitlichen Mono­

polausgleichssatz pauschal ausgeglichen.
Ein derartiges System pauschaler Bela­
stungen eingeführter Waren sei im inner­
gemeinschaftlichen Handel nicht unüb­
lich und beruhe auf der Erwägung, daß
sich die Herkunft des eingeführten Er­
zeugnisses und die Produktionsmenge
des Herkunftsbetriebes nur unter großen
Schwierigkeiten feststellen ließen. Im üb­
rigen habe die Kommission in ihrer
Empfehlung vom 22. Dezember 1969 an
die Bundesrepublik Deutschland die Ein­
führung eines derartigen Systems empfoh­
len (ABl. L 31 vom 9. 2. 1970, S. 20 ff.).

Die pauschale Besteuerung des eingeführ­
ten Obstbranntweins entspreche in der
Höhe der Belastung, die für 97 % des in­
ländischen Obstbranntweins gelte. Jeden­
falls liege der inländischen Belastung
nach abgestuften Sätzen eine agrar- und
mittelstandspolitische Zielsetzung zu­
grunde; sie falle daher unter Artikel 37
Absatz 4.

Sofern man den Standpunkt einnehme,
daß Artikel 37 Absatz 4 seit dem Ablauf

der Übergangszeit seine Funktion verlo­
ren habe, bleibe zu berücksichtigen, daß
die Begünstigung klein- und mittelständi­
scher Branntweinerzeuger den Charakter
einer Beihilfe im Sinne von Artikel 92 ff.

EWG-Vertrag habe. Da die Regelung be­
reits bei Eingehung des EWG-Vertrags
bestanden habe, wäre die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland nur auf ent­
sprechende Intervention der Kommis­
sion zu ihrer Abschaffung verpflichtet
gewesen. Die Kommission habe sich in­
des in Kenntnis dieser Regelung für eine
Pauschalbelastung der importierten Er­
zeugnisse ausgesprochen.

Die Bundesregierung schlägt daher vor,
die vierte Frage wie folgt zu beantworten:

„Artikel 37 Absatz 1 ist nicht dahin aus­
zulegen, daß eingeführter italienischer
Wermutwein dadurch im Sinne dieser

Vorschrift des EWG-Vertrags diskrimi­
niert wird, daß das Branntweinmonopol­
gesetz für den Weingeist eingeführter Er­
zeugnisse zu Trinkzwecken eine Mono­
polausgleichspitze in einheitlicher Höhe,
für vergleichbare inländische Erzeugnisse
aber nach gestuften Erzeugungsmengen
gestaffelte Belastungen mit den Kosten
der staatlichen Monopolverwaltung vor­
sieht."

C — Erklärungen der Klägerin des
Ausgangsverfahrens

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens ver­
tritt zur ersten Frage die Auffassung, daß
Artikel 37 Absatz 1 angesichts des Wort­
lauts von Artikel 8 Absatz 7 EWG-Ver­

trag unmittelbare Wirkung entfalte.

Im Zusammenhang mit der zweiten
Frage erläutert die Klägerin des Aus­
gangsverfahrens zunächst Artikel 95.
Nach dieser Vorschrift dürften nur

solche Belastungen berücksichtigt wer­
den, die durch die Erhebung von inlän­
dischen Abgaben entstünden, und nicht
Belastungen, die mit der Herstellung und
dem Vertrieb der Ware zusammenhin­

gen. Im vorliegenden Fall werde der Im­
porteur zur Zahlung eines Beitrages
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herangezogen, der den Wettbewerbsnach­
teil der inländischen Hersteller ausglei­
chen solle, welche die Kosten der Mono­
polverwaltung zu tragen hätten. Der An­
wendungsbereich des Artikels 95 lasse
sich nicht derartig erweitern, daß jeder
beliebige Ausgleich zwischen einer steuer­
lichen Belastung für eingeführte Waren
und einer wirtschaftlichen Belastung ähn­
licher einheimischer Waren möglich
werde.

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens un­
tersucht sodann Artikel 37 Absatz 1 und

führt aus, das in dieser Bestimmung ent­
haltene Verbot inkorporiere dasjenige des
Artikels 95, so daß die Ausführungen zu
Artikel 95 in gleicher Weise auch für Ar­
tikel 37 zu gelten hätten. Im vorliegen­
den Falle würden die eingeführten Wa­
ren dadurch diskriminiert, daß sie nicht
nur die echten inländischen Abgaben,
sondern auch die Produktions- und Ver­
triebskosten der inländischen Hersteller

und der Monopolverwaltung ausgleichen
sollten. Mittels der Monopolausgleich­
spitze werde jeder Preiswettbewerb zwi­
schen den nationalen Monopolwaren und
den eingeführten Waren von vorneherein
unterbunden.

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens
schlägt vor, die zweite Frage wie folgt zu
beantworten:

„Die Erhebung von Abgaben auf aus an­
deren Mitgliedstaaten eingeführte Erzeug­
nisse verstößt immer dann und insoweit

gegen Artikel 95 Absatz 1 und Artikel 37
Absatz 1 EWG-Vertrag, wenn die entspre­
chenden inländischen Erzeugnisse einem
staatlichen Handelsmonopol unterliegen
und die Grenzabgabe nicht die Belastung
der vergleichbaren inländischen Erzeug­
nisse mit einer Steuer, sondern nur mit
den eigenen Kosten der staatlichen Mo­
nopolverwaltung ausgleichen soll."

Hinsichtlich der dritten Frage folgert die
Klägerin des Ausgangsverfahrens aus ih­
ren vorstehenden Ausführungen, daß der
Belastungsvergleich gemäß Artikel 95
Absatz 1 sich nur auf die Abgaben, nicht

aber auf die Preise beziehen dürfe. Sie

meint daher, bei der Anwendung der Arti­
kel 37 Absatz 1 und 95 Absatz 1 EWG-

Vertrag seien nur die Monopolausgleich­
spitze und die Monopolkosten miteinan­
der zu vergleichen.

Zur vierten Frage legt die Klägerin des
Ausgangsverfahrens dar, Diskriminierung
im Sinne des Artikels 37 EWG-Vertrag
bedeute die wettbewerbliche Schlechter­

stellung von aus anderen Mitgliedstaaten
eingeführten Waren gegenüber den Wa­
ren, die dem Monopol unterlägen, durch
alle Maßnahmen, die dem Monopol zuzu­
rechnen seien. Vorliegend werde bei ein­
geführten Erzeugnissen nicht entspre­
chend § 79 Absatz 1 BrMonG wie für hei­
mische Waren ein Abschlag um den
Durchschnittsbetrag der durch die Nicht­
ablieferung des Branntweins ersparten
Kosten der Monopolverwaltung vorge­
nommen. Außerdem würden die Erhö­

hungen und Verminderungen nach § 79
Absatz 2 bis 6 BrMonG nur beim Brannt­

weinaufschlag, also bei inländischen Mo­
nopolwaren, nicht aber auch beim Mono­
polausgleich berücksichtigt, der die einge­
führten Waren belaste.

Die vierte Frage ist nach Auffassung der
Klägerin des Ausgangsverfahrens daher
wie folgt zu beantworten:

„Aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte
Waren werden dadurch im Sinne von Ar­
tikel 37 Absatz 1 und Artikel 95 Absatz 1

EWG-Vertrag diskriminiert, wenn die na­
tionale Monopolregelung für den Wein­
geist von aus anderen Mitgliedstaaten ein­
geführten Erzeugnissen zu Trinkzwecken
eine Monopolausgleichspitze in einheitli­
cher Höhe, für vergleichbare inländische
Erzeugnisse aber nach gestuften Erzeu­
gungsmengen gestaffelte Belastungen mit
den Kosten der staatlichen Monopolver­
waltung vorsieht."

In der Sitzung vom 28. Oktober 1975
haben die Klägerin des Ausgangsverfah­
rens, vertreten durch ihren Leitenden Ju­
stitiar G. Meier, die Regierung der Bun­
desrepublik Deutschland, vertreten durch
Herrn M. Seidel, und die Kommission,
vertreten durch Herrn R. Wagenbauer,
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ihre im schriftlichen Verfahren gemach­
ten Ausführungen ergänzt.

Sie haben insbesondere nähere Ausfüh­

rungen zu einigen Punkten gemacht, zu
denen der Gerichtshof Fragen gestellt
hat.

Die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland, vom Gerichtshof um Mittei­
lung darüber gebeten, ob der Branntwein­
aufschlag und/oder der Monopolaus­
gleich oder ein Teil dieser Abgaben
(Branntweinaufschlagspitze, Monopolaus­
gleichspitze) für die Verwaltung des Mo­
nopols oder für andere Zwecke bestimmt
seien, hat erklärt, die Branntweinauf­
schlagspitze diene der Finanzierung des
Monopols, während die Monopolaus­
gleichspitze, die dem Bundeshaushalt
und nicht dem Monopol zufließe, nur
den Zweck habe, den Preis der eingeführ­
ten Erzeugnisse an den durch die Bundes­
monopolverwaltung für einheimische Er­
zeugnisse festgesetzten Verkaufspreis an­
zugleichen.

Die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland hat ferner erklärt, der Ver-

kaufspreis für inländischen Alkohol
decke den an die Brennerei gezahlten
Kaufpreis, die steuerliche Belastung des
Erzeugnisses und die Monopolkosten, die
in der Spitze repräsentiert seien.

Nach Meinung der Klägerin des Aus­
gangsverfahrens decken die Branntwein­
ausgleichspitze und die Monopolaus­
gleichspitze 1. sämtliche Verwaltungs­
und Geschäftskosten des Monopols, 2.
die Kosten der Verwertung des übernom­
menen Branntweins und 3. Ausfuhrerstat­

tungen und defizitäre Verkaufspreise.

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens hat
in Beantwortung einer vom Gerichtshof
gestellten Frage noch vorgetragen, die im
Verkaufspreis für einheimischen Alkohol
enthaltenen Monopolkosten, welche
die Monopolausgleichspitze ausgleichen
solle, belasteten eingeführten Alkohol als
Produktionskosten bereits im Herkunfts­

land, namentlich wenn auch dort eine
Monopolregelung bestehe.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 20. November
1975 vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat dem Gerichtshof mit Beschluß vom
10. April 1975, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 12. Mai
1975, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag mehrere Fragen nach der Auslegung
der Artikel 37 Absatz 1 und 95 Absatz 1 EWG-Vertrag gestellt. Die Fragen
haben sich in einem Rechtsstreit zwischen einem Importeur italienischen
Wermuts und der Zollverwaltung der Bundesrepublik Deutschland ergeben.
In diesem Rechtsstreit geht es um die Vereinbarkeit der in der Bundesrepu­
blik auf eingeführten Alkohol erhobenen Verbrauchsteuer, des sogenannten
Monopolausgleichs, mit den vorerwähnten Vertragsbestimmungen.

2 Nach dem deutschen Gesetz über das Branntweinmonopol ist Branntwein
landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Ursprungs an die Mono­
polverwaltung zu einem amtlich festgesetzten Preis abzuliefern; diese verkauft
ihn nach Behandlung zu je nach dem Verwendungszweck, zu dem die Weiter-
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veräußerung erfolgt, unterschiedlichen Preisen, die gleichfalls amtlich festge­
setzt sind. Der Verkaufspreis des Branntweins umfaßt den Gegenwert für den
Branntwein, einen Betrag zur Deckung der Monopolkosten, wozu die Weiter­
verarbeitungs-, Lagerungs- und Verwaltungskosten gehören, sowie die Brannt­
weinsteuer. Bei Branntwein zu Trinkzwecken umfassen die Monopolkosten
auch eine Preiskomponente, welche die Verluste ausgleichen soll, die der
Monopolverwaltung beim Verkauf einiger zu sonstigen Zwecken bestimmter
Branntweinarten unter den Gestehungskosten entstehen.

3 Nach § 76 des Branntweinmonopolgesetzes sind bestimmte einheimische
Branntweine, insbesondere Kornbranntweine und bestimmte Obstbrannt­
weine, von der Pflicht zur Ablieferung an das Monopol befreit. Kennzeich­
nend für die Lage, in der es zum Ausgangsrechtsstreit kam, ist also ein staatli­
ches Monopol, das sich auf den Kauf und die Verwertung eines Erzeugnisses
erstreckt, das jedoch nur einen Teil der nationalen Erzeugung dieser Ware er­
faßt, während ein anderer Teil von der Privatwirtschaft gekauft und verwertet
wird.

4 Für den von der Ablieferungspflicht befreiten Branntwein ist eine Branntwein­
aufschlag genannte Abgabe zu zahlen, die dem Unterschied zwischen dem
Branntweingrundpreis des Monopols und dem regelmäßigen Branntweinver­
kaufspreis entspricht; der Branntweinaufschlag umfaßt neben der Branntwein­
steuer, die gleich hoch ist wie bei Monopolbranntwein, einen Beitrag zu den
Monopolkosten. Dieser Beitrag, die sogenannte Branntweinaufschlagspitze,
entspricht den „Monopolkosten", die im Verkaufspreis von Monopolbrannt­
wein zu Trinkzwecken enthalten sind, wird aber um den Durchschnittsbetrag
(21 DM/hl zu dem für den Ausgangsrechtsstreit maßgeblichen Zeitraum) der
Kosten vermindert, die die Monopolverwaltung durch die Nichtübernahme
des Branntweins erspart. Der Branntweinaufschlagbetrag, den man so erhält,
wird sodann um Beträge zwischen 5 % und mehr als 100 % des Branntwein­
grundpreises vermindert, wenn es sich um Brennereien mit geringer Erzeu­
gung handelt, oder aber er erhöht sich progressiv mit der Jahreserzeugung,
wenn es sich um Brennereibetriebe handelt, die größere Mengen erzeugen.
Die Überwälzung eines Teiles der Verwaltungskosten des Monopols auf den
von der Ablieferungspflicht befreiten Branntwein ist, wie vorgetragen wurde,
auf den Willen des staatlichen Gesetzgebers zurückzuführen, alle Verbraucher
inländischen Branntweins, ob dieser nun von der Ablieferungspflicht ausge­
nommen ist oder von der Monopolverwaltung vertrieben wird, die Monopolko­
sten tragen zu lassen. Die Branntweinaufschlagspitze fließt deshalb auch der
Monopolverwaltung zu und gehört zu deren Einnahmequellen.

5 Für eingeführte Branntweine und weingeisthaltige Getränke wird — für letz­
tere nach Maßgabe ihres Weingeistgehalts — eine Monopolausgleich
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genannte Abgabe erhoben, die neben der Steuer, die Monopolbranntwein zu
tragen hat (Branntweinsteuer), eine zusätzliche Belastung umfaßt, die als Ent­
sprechung des Betrages gilt, der beim Verkaufspreis für Monopolbranntwein
die vorstehend beschriebenen „Monopolkosten" decken soll. Da diese soge­
nannte Monopolausgleichspitze nicht der Finanzierung des Monopols dient,
sondern wie auch der Monopolausgleich, von dem sie ein Bestandteil ist, in
den allgemeinen Staatshaushalt fließt, dient ihre Erhebung nach den Bekun­
dungen der Bundesregierung der Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingun­
gen zwischen eingeführten Branntweinen und weingeisthaltigen Getränken
auf der einen Seite und einheimischem Branntwein sowie weingeisthaltigen
Getränken, die im Inland aus von der Ablieferungspflicht befreitem Brannt­
wein hergestellt worden sind, auf der anderen Seite. Die Bundesrepublik
Deutschland hat außerdem in der mündlichen Verhandlung vorgetragen, daß
dieser Schutz „mittelbar der Möglichkeit der Eigenfinanzierung des Monopols
[dient]“, und daß „ohne die Erhebung der Ausgleichspitze auf eingeführte Er­
zeugnisse ... sich ... nicht die inländischen Erzeugnisse mit den Kosten des
Monopols belasten [ließen]“. Anders als im Falle des Branntweinaufschlags für
von der Ablieferungspflicht befreiten inländischen Branntwein wird dieser
Betrag jedoch weder um einen Durchschnittsbetrag vermindert noch sodann
progressiv vermindert oder erhöht, sondern er gilt ein für allemal; der Betrag,
der sich so errechnet, ist im übrigen die Obergrenze für die progressive Erhö­
hung des Branntweinaufschlags. Die Bundesregierung trägt allerdings vor, die
progressive Erhöhung des Branntweinaufschlags führe — zumindest bei Ver­
schlußbrennereien, die Obstbranntwein herstellen — dazu, daß Branntwein­
aufschlag und Monopolausgleich die gleiche Höhe erreichten, sobald es sich
um Branntwein aus Brennereien mit einer Jahreserzeugung von mehr als 330
hl jährlich handele, was für 95 % der Erzeugung zutreffe.

6 Da die Abgabe im Zuge der Umformung eines Handelsmonopols zugleich
eingeführte und gleichartige inländische Erzeugnisse belastet, ist ihre Verein­
barkeit mit den Artikeln 95 und 37 zu prüfen, um die es im übrigen auch vor
dem innerstaatlichen Gericht geht. Die vom Finanzgericht vorgelegten Fra­
gen sind unter Berücksichtigung der vorstehend geschilderten Umstände zu
beantworten.

7 Zunächst sind die auf Artikel 95 Absatz 1 des Vertrages und sodann die auf
Artikel 37 bezüglichen Fragen zu prüfen.

Zu Artikel 95 Absatz 1

8 Die erste Frage geht dahin, ob die einzelnen Angehörigen der Mitgliedstaaten
aus Artikel 95 Absatz 1 seit dem Ende der Übergangszeit Rechte herleiten
können, die von den staatlichen Gerichten zu beachten sind.
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9 Wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 16. Juni 1966 in der Rechtssache
57/65 (Lütticke — Slg. 1966, 268) für Recht erkannt hat, erzeugt die genannte
Vorschrift unmittelbare Wirkungen und begründet individuelle Rechte des
einzelnen, die von den staatlichen Gerichten zu beachten sind.

10 Der Gerichtshof wird sodann ersucht zu entscheiden, ob die Erhebung des als
Monopolausgleichspitze bezeichneten Teils des Monopolausgleichs bei der
Einfuhr von italienischem Wermutwein deshalb Artikel 95 Absatz 1 wider­

spricht, weil sie nicht die Belastung der vergleichbaren inländischen Erzeug­
nisse mit einer Steuer, sondern mit den eigenen Kosten der staatlichen Mono­
polverwaltung ausgleichen soll.

11 Der Gerichtshof kann zwar im Verfahren nach Artikel 177 des Vertrages
nicht über die Vereinbarkeit von Bestimmungen eines nationalen Gesetzes
mit dem Vertrag befinden, doch ist er befugt, dem vorlegenden Gericht alle
Kriterien für die Auslegung des Gemeinschaftsrechts an die Hand zu geben,
die dieses in die Lage versetzen, die Frage der Vereinbarkeit selbst zu entschei­
den.

12 Nach Artikel 95 Absatz 1 des Vertrages „[erheben] die Mitgliedstaaten ... auf
Waren aus anderen Mitgliedstaaten weder unmittelbar noch mittelbar höhere
inländische Abgaben gleich welcher Art, als gleichartige inländische Waren
unmittelbar oder mittelbar zu tragen haben". Die Durchführung dieser Vor­
schrift setzt die Anwendung von Kriterien voraus, die den Schluß auf das Vor­
handensein oder Fehlen einer solchen Gleichartigkeit zulassen. Damit die Ver­
botsnorm des Artikels 95 Absatz 1 anwendbar ist, reicht es insoweit nicht aus,
daß beide Erzeugnisse denselben Ausgangsstoff — etwa Weingeist — enthal­
ten, selbst wenn die Abgabenbelastung ganz oder teilweise an diesen Aus­
gangsstoff anknüpft; vielmehr sind die Abgaben für Erzeugnisse zu verglei­
chen, die auf der gleichen Produktions- oder Vertriebsstufe in den Augen des
Verbrauchers gleiche Eigenschaften haben und denselben Bedürfnissen die­
nen. Ein wesentlicher Gesichtspunkt für die Beurteilung kann in diesem Zu­
sammenhang sein, ob das inländische und das eingeführte Erzeugnis dersel­
ben Position des Gemeinsamen Zolltarifs zugeordnet sind oder nicht.

13 Wenn daher in einem Mitgliedstaat für Äthylalkohol eine Sonderregelung mit
besonderen steuerlichen Folgen besteht, so ist eingeführter Äthylalkohol
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die gleichartige Ware im Sinne des Artikels 95. Ist das eingeführte Erzeugnis
hingegen ein weingeisthaltiges Getränk, wenn auch auf der Basis von
Äthylalkohol, so ist die dafür zu zahlende Abgabe an der Abgabenhöhe für
gleichartige inländische Erzeugnisse zu messen. Fehlt es an einem spezifisch
gleichartigen inländischen Erzeugnis, dann ist das Diskriminierungsverbot
des Artikels 95 beachtet, wenn die auf das eingeführte Erzeugnis erhobene
Belastung einer inländischen Belastung gleicher Art und gleicher Höhe ent­
spricht.

14 Der in Artikel 95 verankerte Grundsatz der Abgabengleichheit bei inlän­
dischem und eingeführtem Erzeugnis gilt unabhängig davon, ob andere als
steuerliche Faktoren auf die Gestehungskosten der zu vergleichenden Erzeug­
nisse einwirken. Insbesondere darf der Anwendungsbereich dieser Norm
nicht dahin ausgedehnt werden, daß sie einen Ausgleich zuließe zwischen
einer steuerlichen Belastung, die ein eingeführtes Erzeugnis treffen soll, und
einer Belastung anderer, etwa wirtschaftlicher Art, die das gleichartige inlän­
dische Erzeugnis zu tragen hat. Ein solcher Fall ist nicht gegeben, wenn auf
das eingeführte und auf das gleichartige inländische Erzeugnis eine öffent­
liche Abgabe in gleicher Höhe erhoben wird, die hoheitlich eingeführt und
der Höhe nach festgesetzt ist, selbst wenn ein Teil der vom inländischen Er­
zeugnis zu tragenden Abgabe auf das eingeführte Erzeugnis zugunsten des all­
gemeinen Staatshaushalts erhoben wird.

15 Dagegen ist eine Verletzung von Artikel 95 Absatz 1 zu bejahen, wenn die auf
das eingeführte Erzeugnis erhobene Abgabe und die Belastung, die das gleich­
artige inländische Erzeugnis zu tragen hat, in verschiedener Weise und nach
verschiedenen Bestimmungen berechnet werden mit dem Ergebnis, daß das
eingeführte Erzeugnis — sei es auch nur in bestimmten Fällen — höher bela­
stet wird. Demgegenüber läßt sich nicht einwenden, der Grund dafür, daß das
eingeführte Erzeugnis pauschal betroffen wird, das inländische Erzeugnis je­
doch mit degressiven oder progressiven Abstufungen, sei darin zu sehen, daß
im ersteren Falle die notwendigen Erhebungen nicht vorgenommen werden
könnten. Wenn es sich in der Tat als unmöglich erweisen sollte, für inlän­
dische und eingeführte Erzeugnisse gleichermaßen degressive oder progres­
sive Abgaben festzusetzen, so bleibt jedenfalls zur Wahrung des Diskriminie­
rungsverbots des Artikels 95 die Möglichkeit, beide Erzeugnisse mit einer glei­
chen pauschalen oder festen Abgabe zu belasten. Im übrigen hatte die Kom­
mission in ihrer Empfehlung vom 22. Dezember 1969 an die Bundesregie­
rung angeregt, die Abgabentatbestände in dieser Weise einander anzuglei­
chen. Die Bundesregierung entsprach dieser Anregung jedoch nicht.
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16 Für Artikel 95 muß im übrigen die von den beiden Erzeugnissen zu tragende
Abgabe selbst gleich sein, ohne daß deren Auswirkung auf den Endpreis des
inländischen und des eingeführten Erzeugnisses zu berücksichtigen ist.

17 Soweit die zweite, die dritte und die vierte Frage die Auslegung des Artikels
95 Absatz 1 betreffen, ist somit zu antworten, daß diese Bestimmung dahin
auszulegen ist, daß sie es untersagt, das eingeführte Erzeugnis nach anderen
Berechnungsmethoden und Bestimmungen zu belasten als das gleichartige
inländische Erzeugnis — zum Beispiel durch einen einheitlichen Betrag im
einen Falle und durch progressive Belastung im anderen —, mit dem Ergeb­
nis einer höheren Belastung des eingeführten Erzeugnisses, selbst wenn sich
dieser Unterschied nur in einer geringen Anzahl von Fällen ergibt; die gegebe­
nenfalls unterschiedliche Auswirkung dieser Abgaben auf die Preise der bei­
den Erzeugnisse ist nicht zu berücksichtigen. Andererseits untersagt es Artikel
95 Absatz 1 nicht, auf ein eingeführtes Erzeugnis und ein gleichartiges inlän­
disches Erzeugnis eine gleiche Abgabe zu erheben, auch wenn ein Teil der
von dem inländischen Erzeugnis zu tragenden Belastung den Finanzmitteln
eines Staatsmonopols zufließt, während die Abgabe auf das eingeführte Er­
zeugnis zugunsten des allgemeinen Staatshaushalts erhoben wird.

Zu Artikel 37 Absatz 1

18 Die Fragen, die sich auf Artikel 37 beziehen, gehen im wesentlichen dahin,
ob der Monopolausgleich, soweit er die wie vorstehend erläutert berechnete
Spitze umfaßt, nicht gegen Artikel 37 des Vertrages verstößt.

19 Nachdem feststeht, daß Artikel 95 des Vertrages Abgaben der hier streitigen
Art nicht untersagt, falls sie das eingeführte Erzeugnis und das gleichartige in­
ländische Erzeugnis gleichermaßen treffen, könnte die Beantwortung der Fra­
gen, die die Auslegung des Artikels 37 betreffen, überflüssig erscheinen, denn
diese Fragen sind anscheinend im Hinblick auf die Klärung des Problems ge­
stellt, ob Artikel 37 als lex specialis im Falle eines Monopols Abweichungen
vom Verbot des Artikels 95 gestattet.

го Indessen können diese Fragen auch auf die Entscheidung abzielen, ob der
Monopolausgleich, selbst wenn er dem Branntweinaufschlag angeglichen
wird, nicht deshalb Artikel 37 des Vertrages verletzt, weil er — zumindest teil­
weise und sei es auch nur mittelbar — zum Ausgleich der Monopolkosten
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bestimmt ist und aus diesem Grunde möglicherweise eine Diskriminierung in
den Versorgungs- und Absatzbedingungen darstellt.

21 Daß eine staatliche Maßnahme den Anforderungen von Artikel 95 genügt,
bedeutet noch nicht, daß sie auch im Hinblick auf andere Vorschriften, wie

etwa Artikel 37, rechtmäßig ist. Auch die zur Auslegung des Artikels 37 ge­
stellten Fragen müssen somit beantwortet werden.

22 Die erste Frage geht dahin, ob der einzelne aus Artikel 37 Absatz 1 des Vertra­
ges seit dem Ende der Übergangszeit Rechte herleiten kann, die von den staat­
lichen Gerichten zu beachten sind.

23 Nach dem Hinweis auf die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ihre staatlichen
Handelsmonopole während der Übergangszeit schrittweise umzuformen, um­
schreibt Artikel 37 Absatz 1 den dieses Gebiet beherrschenden Grundsatz da­

hin, daß am Ende dieser Übergangszeit in den Versorgungs- und Absatzbedin­
gungen der in einigen Mitgliedstaaten einem Monopol unterworfenen Erzeug­
nisse „jede Diskriminierung zwischen den Angehörigen der Mitgliedstaaten"
ausgeschlossen sein muß.

24 Das Verbot jeglicher Diskriminierung in den Versorgungs- und Absatzbezie­
hungen der Waren, die von den Angehörigen der verschiedenen Mitgliedstaa­
ten hergestellt oder vertrieben werden, ist ein Grundprinzip der Anwendung
des Vertrages, das nach seiner Rechtsnatur die wirtschaftliche und rechtliche
Stellung der Angehörigen der Mitgliedstaaten unmittelbar betrifft. Als Verwei­
sung auf ein Bündel von Rechtsvorschriften, die auf die eigenen Staatsbürger
tatsächlich angewandt werden, ist dieser Grundsatz wesensmäßig geeignet,
daß Einzelpersonen ihn unmittelbar geltend machen. Das Verbot jeglicher
Diskriminierung in diesem Bereich nach Ablauf der Übergangszeit begründet
eine Verpflichtung, deren Ergebnis klar umrissen ist und deren Erfüllung da­
durch, daß die vorgesehene Umformung schrittweise erfolgen sollte, zwar er­
leichtert, nicht aber bedingt werden sollte. Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß
nach Artikel 37 Absatz 3 die Zeitfolge der Umformungsmaßnahmen der Be­
seitigung der mengenmäßigen Beschränkungen für dieselben Waren anzupas­
sen war. Die Vertragsbestimmungen, die den Mitgliedstaaten die Beseitigung
jeglicher Diskriminierung innerhalb einer bestimmten Frist auferlegen, wer­
den unmittelbar anwendbar, auch wenn diese Pflichten bei Ablauf der Frist
noch nicht erfüllt sind. Die genannte Verpflichtung ist daher nach Ablauf der

196



REWE / HAUPTZOLLAMT LANDAU

Übergangszeit an keine Bedingung mehr geknüpft, bedarf zu ihrer Durchfüh­
rung oder Wirksamkeit auch keiner weiteren Maßnahme der Gemeinschaft
oder der Mitgliedstaaten und ist infolgedessen ihrem Wesen nach geeignet,
Rechte von Einzelpersonen zu begründen, welche die staatlichen Gerichte zu
beachten haben. Die Frist, die den Mitgliedstaaten gesetzt ist, um ihre staatli­
chen Monopole schrittweise derart umzuformen, daß am Ende der Übergangs­
zeit jede Diskriminierung ausgeschlossen ist, soll die Schaffung neuer, mit die­
sem Grundsatz zu vereinbarender Verhältnisse erleichtern und kann deshalb

nach Ablauf der Übergangszeit dessen Anwendung nicht mehr verhindern.

25 Sodann wird die Frage gestellt, ob die Erhebung des als Monopolausgleich­
spitze bezeichneten Teils des Monopolausgleichs bei der Einfuhr von italieni­
schem Wermutwein deshalb den Grundsätzen des Artikels 37 Absatz 1 wider­

spricht, weil sie nicht die Belastung der vergleichbaren inländischen Erzeug­
nisse mit einer Steuer, sondern mit den eigenen Kosten der staatlichen Mono­
polverwaltung ausgleichen soll.

26 Artikel 37 Absatz 1 betrifft nicht ausschließlich mengenmäßige Beschränkun­
gen, sondern untersagt nach Ablauf der Übergangszeit jede Diskriminierung
in den Versorgungs- und Absatzbedingungen zwischen den Angehörigen der
Mitgliedstaaten. Hieraus folgt, daß seine Anwendung nicht auf die Ein- oder
Ausfuhren beschränkt ist, die unmittelbar Gegenstand des Monopols sind, son­
dern alle Maßnahmen erfaßt, die mit dessen Existenz im Zusammenhang ste­
hen und sich bei bestimmten Waren, mögen diese dem Monopol unterliegen
oder nicht, auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten auswirken, also auch
Abgaben, durch die eingeführte Erzeugnisse gegenüber den dem Monopol
unterliegenden inländischen Erzeugnissen diskriminiert werden. Diese Ausle­
gung entspricht im übrigen dem in Artikel 95 Absatz 2 ausgesprochenen Ver­
bot, dem zufolge die Mitgliedstaaten auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten
keine inländischen Abgaben erheben, die geeignet sind, andere Produktionen
mittelbar zu schützen. Nach allem ist es mit dem Verbot des Artikels 37 Ab­

satz 2 grundsätzlich nicht zu vereinbaren, allein dem eingeführten Erzeugnis
einen Beitrag zu den Monopolkosten, sei es auch in Form einer Steuer, aufzu­
bürden.

27 Dieser Fall ist indessen nicht gegeben, wenn auf das eingeführte und auf das
gleichartige inländische Erzeugnis eine öffentliche Abgabe in gleicher Höhe
erhoben wird, die hoheitlich eingeführt und der Höhe nach festgesetzt ist,
selbst wenn ein Teil der vom inländischen Erzeugnis zu tragenden Abgabe
den Finanzmitteln eines Staatsmonopols zufließt, während die Abgabe auf das
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eingeführte Erzeugnis zugunsten des allgemeinen Staatshaushalts erhoben
wird. Eine Diskriminierung im Sinne des Artikels 37 ist daher nicht gegeben,
wenn für das eingeführte Erzeugnis die gleichen Bedingungen geschaffen wer­
den, wie sie für das dem Monopol unterworfene inländische Erzeugnis beste­
hen. Dagegen ist eine Verletzung nicht nur des Artikels 95, sondern auch des
Artikels 37 des Vertrages zu bejahen, wenn die Belastung des eingeführten
Erzeugnisses von der des gleichartigen inländischen Erzeugnisses, das unmit­
telbar oder mittelbar dem Monopol unterworfen ist, abweicht. Dem vorlegen­
den Gericht ist daher zu antworten, daß Artikel 37 Absatz 1 dahin auszulegen
ist, daß die Belastung eines eingeführten Erzeugnisses mit einem Beitrag zu
den Monopolkosten, sei es auch in Form einer Steuer, als Diskriminierung in
den Versorgungs- und Absatzbedingungen im Sinne dieser Vorschrift anzuse­
hen ist, daß diese Vorschrift es jedoch nicht verbietet, ein eingeführtes Erzeug­
nis und ein gleichartiges inländisches Erzeugnis gleich zu belasten, selbst
wenn die dem inländischen Erzeugnis auferlegte Belastung zum Teil der Fi­
nanzierung des Monopols dient, während die Abgabe auf das eingeführte Er­
zeugnis zugunsten des allgemeinen Staatshaushalts erhoben wird.

28 Die Klägerin des Ausgangsverfahrens hat nach Schluß der mündlichen Ver­
handlung deren Wiederöffnung beantragt, mit der Begründung, die Ausfüh­
rungen der Bundesregierung und der Kommission zu einer in der Rechts­
sache 91/75 (Hauptzollamt Göttingen/Miritz) vom Gerichtshof gestellten
Frage seien geeignet, die Entscheidung des Gerichtshofes auch in der vorlie­
genden Sache zu beeinflussen.

29 Die erwähnten Ausführungen, die sich auf ein sogenanntes „Preisausgleichssy­
stem" innerhalb des deutschen Branntweinmonopols beziehen, tragen jedoch
zur Auslegung des Gemeinschaftsrechts im Zusammenhang mit der Beantwor­
tung der in dieser Rechtssache gestellten Fragen nichts Entscheidendes bei.
Der Gerichtshof hält daher eine Wiederöffnung der mündlichen Verhandlung
nicht für geboten.

Kosten

30 Die Auslagen der Bundesrepublik Deutschland und der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen vor dem Gerichtshof abgege­
ben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfah­
rens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem vor

dem innerstaatlichen Gericht anhängigen Verfahren. Die Kostenentscheidung
obliegt daher diesem Gericht.
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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Finanzgericht Rheinland-Pfalz gemäß dessen Beschluß vom
10. April 1975 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

1. Artikel 95 Absatz 1 des Vertrages erzeugt unmittelbare Wirkun­
gen und begründet individuelle Rechte des einzelnen, die von
den staatlichen Gerichten zu beachten sind.

2. Artikel 95 Absatz 1 ist dahin auszulegen, daß er es untersagt,
das eingeführte Erzeugnis nach anderen Berechnungsmetho­
den und Bestimmungen zu belasten als das gleichartige inlän­
dische Erzeugnis — zum Beispiel durch einen einheitlichen
Betrag im einen Falle und durch progressive Belastung im an­
deren —, mit dem Ergebnis einer höheren Belastung des einge­
führten Erzeugnisses, selbst wenn sich dieser Unterschied nur
in einer geringen Anzahl von Fällen ergibt; die gegebenenfalls
unterschiedliche Auswirkung dieser Abgaben auf die Preise
der beiden Erzeugnisse ist nicht zu berücksichtigen.

3. Artikel 95 Absatz 1 untersagt es nicht, auf ein eingeführtes Er­
zeugnis und ein gleichartiges inländisches Erzeugnis eine
gleiche Abgabe zu erheben, auch wenn ein Teil der von dem
inländischen Erzeugnis zu tragenden Belastung den Finanzmit­
teln eines Staatsmonopols zufließt, während die Abgabe auf
das eingeführte Erzeugnis zugunsten des allgemeinen Staats­
haushalts erhoben wird.

4. Artikel 37 Absatz 1 des Vertrages ist geeignet, Rechte von Ein­
zelpersonen zu begründen, welche die staatlichen Gerichte zu
beachten haben.

5. Artikel 37 Absatz 1 ist dahin auszulegen, daß die Belastung
eines eingeführten Erzeugnisses mit einem Beitrag zu den
Monopolkosten, sei es auch in Form einer Steuer, als Diskrimi­
nierung in den Versorgungs- und Absatzbedingungen im
Sinne dieser Vorschrift anzusehen ist, daß diese Vorschrift es

jedoch nicht verbietet, ein eingeführtes Erzeugnis und ein
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gleichartiges inländisches Erzeugnis zu belasten, selbst wenn
die dem inländischen Erzeugnis auferlegte Belastung zum Teil
der Finanzierung des Monopols dient, während die Abgabe auf
das eingeführte Erzeugnis zugunsten des allgemeinen Staats­
haushalts erhoben wird.

Lecourt Kutscher O'Keeffe

Donner Mertens de Wilmars Sørensen Mackenzie Stuart

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 17. Februar 1976.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL
VOM 20. NOVEMBER 1975

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In dem Vorlageverfahren, das uns heute
beschäftigt, geht es um bestimmte Rege­
lungen des in der Bundesrepublik
Deutschland bestehenden Branntweinmo­

nopols. Ich halte es deshalb für ange­
bracht, zunächst einmal einige Bemer­
kungen zu den Grundvorschriften des
Monopols zu machen, die in einem Ge­
setz vom 8. April 1922, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 2. März 1974, niederge­
legt sind.

Als Regel gilt danach, daß im Inland her­
gestellter Branntwein der Bundesmono­
polverwaltung abzuliefern ist. Die Herstel­
ler erhalten dafür vom Monopol einen
Ubernahmepreis. Dieser beruht auf dem
Branntweingrundpreis, der von der Bun­
desmonopolverwaltung so festgesetzt
wird, „daß er die durchschnittlichen Her-

stellungskosten eines Hektoliters Wein­
geist in gut geleiteten landwirtschaftli­
chen Kartoffelbrennereien mittleren Um­

fangs" — das sind Brennereien, die jähr­
lich durchschnittlich 500 hl Weingeist
erzeugen — „deckt". Außerdem gibt es
Abzüge und Zuschläge, vor allem nach
Maßgabe der Erzeugungsmengen. Ver­
kauft wird der Branntwein vom Monopol
zu einem gleichfalls von der Monopolver­
waltung festgesetzten Verkaufspreis. Der
regelmäßige Verkaufspreis — neben ihm
gibt es, was jetzt aber nicht weiter interes­
siert, je nach Verwendungszweck ermä­
ßigte Verkaufspreise — umfaßt die
Branntweinsteuer und die sogenannte
Preisspitze, d. h. den Ubernahmepreis
und den Betrag, der zur Deckung der
Kosten des Monopols bestimmt ist.

Soweit Ausnahmen von der Ablieferungs­
pflicht bestehen — so zum Beispiel für
aus Obststoffen hergestellten Branntwein
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